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Bonn, den 12. November 1958 


Schnellbrief 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Annahme von Geschenken durch Beamte und An- 
gestellte der Bundesministerien 

Bezug : Kleine Anfrage der Fraktion der SPD 
— Drucksache 548 — 


Die Kleine Anfrage beantworte ich für die Bundesregierung 
unter Zusammenfassung der Fragen 1 bis 3 wie folgt: 

Entgegen der in der Kleinen Anfrage zum Ausdruck gebrachten 
Annahme ist eine Zunahme der Bestechungsfälle im öffent- 
lichen Dienst der Bundesverwaltung in den letzten Jahren 
nicht festzustellen. Die Zahl der in den Jahren 1954 bis 1958 
im Bereich der Bundesverwaltung wegen Bestechung durch- 
geführten Disziplinarmaßnahmen (förmliche Verfahren und 
Disziplinarverfügungen) gegen Beamte und der aus demselben 
Grunde erfolgten fristlosen Entlassungen von Angestellten 
ergibt sich aus der nachstehenden Übersicht, die auf den 
eigenverantwortlichen Angaben der obersten Bundesbehörden 
beruht: 



Beamte 

Angestellte 

Diszi- 

plinar- 

maßnah- 

men 

Frist- 

lose 

Kündi- 

gungen 

Insgesamt 

1954 


453 828 

102 042 

32 

2 

34 

1955 


480 136 

104 625 

43 

2 

45 

1956 


481 186 

109 204 

27 

4 

31 

1957 

. 

504 211 

118 223 

22 

8 

30 

1958 


548 157 

124 457 

19 

3 

22 


Druckt Buchdruckerei R. Madel, Bonn, Bonner Talweg 106 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Hogc?r 
Bad Godesberg, Goetheslr. 54, Telefon 3551 



Drucksadie 651 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Die Zahlen für das Jahr 1958 umfassen die Zeit bis zum 
30. September 1958. Von der Gesamtzahl der Beamten und 
Angestellten der Bundesverwaltung haben mithin in den Jahren 


1954: 

1955: 

1956 : 

1957 : 

1958: bis zum 30. September 1958 


0,0061 v. H. 
0,0076 v. H. 
0,0052 v. H. 
0,0048 v. H. 
0,0032 v. H. 


Anlaß zum Einschreiten wegen Bestechung gegeben. 


Bei Verdacht von Bestechungen wird in jedem Falle einge- 
schritten. Eine vorzeitige Bekanntgabe von Verdachtsgründen 
und vorläufigen Ermittlungsergebnissen muß aber vermieden 
werden, weil sie geeignet sein kann, Mitschuldige zu warnen, 
die Verdunkelung des Sachverhalts zu ermöglichen und auf 
diese Weise die erfolgreiche Durchführung gleichzeitig laufen- 
der strafrechtlicher Ermittlungen zu beeinträchtigen. 


Die eingangs dargestellten Zahlen zeigen deutlich, daß der 
Vorwurf der Bestechlichkeit nicht verallgemeinert werden darf. 
Hierauf habe ich bereits in meinem Fernsehinterview vom 
26, September 1958 besonders hingewiesen. Die Bundes- 
regierung stellt bei dieser Gelegenheit ausdrücklich fest, daß 
die Beamten und Angestellten in den vergangenen Jahren 
beim Wiederaufbau in uneigennütziger Pflichterfüllung Außer- 
ordentliches geleistet haben. 


Dr. Schröder 
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